
VE, -1 162.1

3 Der Rechtsbeistand hat gegenüber der ihn bestellenden Behörde Anspruch
auf eine angemessene Entschädigung, soweit der Aufwand für die Vertre-

tung nicht aus einer zugesprochenen Parteientschädigung gedeckt werden

kann. *

§ 28 Parteientschädigung

' Im Verfahren vor den erstinstanzlichen Venvaltungsbehörden werden kei-

ne Parteientschädigungen zugesprochen,

2 Im Rechtsmittelverfähren ist der ganz oder teilweise obsiegenden Partei
eine Parteientschädigung nach Massgabe ihres Obsiegens zuzusprechen:

l. zu Lasten der unterliegenden Partei, wenn Parteien mit gegensätzli-

chen Interessen am Verfahren beteiligt sind;
2. zu Lasten des Gemeinwesens, wenn dessen Behörde als Vorinstanz

einen Verfährensfehler oder eine offenbare Rechtsverletzung begangen
hat,

3 Im Prozess über verwalhmgsgerichtliche Klagen ist die unterliegende Par-
tei in der Regel zum Ersatz aller dem Gegner verursachten notwendigen

Kosten und Umtriebe zu verpflichten. Wenn der Entscheid nicht aus -

schliesslich zugunsten einer Partei ausfällt oder wenn sie die Kosten durch

unnötige Weitläufigkeit oder Obstruktion vermehrt hat, tritt in der Regel
eine verhältnismässige Kostenteilung ein. Wenn eine Partei durch den Ent-

scheid nicht wesentlich mehr erhält als ihr von der Gegenpartei für den Fall
gütlicher Beüegung des Streites angeboten wurde, so kann sie zu allen

Kosten verurteilt werden.

4 Der Enteigner hat für die notwendigen aussergerichtlichen Kosten der Ent-

eigneten im Einsprache-, im Einigungs- und im Schätzungsverfahren eine

angemessene Entschädigung zu bezaMen. Werden die Begehren der Enteig-

neten ganz oder zum grösseren Teil abgewiesen, so kann von der Zuspre-

chung einer Parteientschädigung ganz oder teilweise abgesehen werden. Bei

offensichtlich missbräuchlichen Begehren oder bei offensichtlich übersetz-
ten Forderungen können die Enteigneten zur Bezahlung einer Parteientschä-

digimg an den Enteigner verhalten werden. *


